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Große Anfrage 

der Abgeordneten Weiss (München), Frau Rock, Dr. Briefs, Frau Hillerich, Dr. Knabe, 
Frau Nickels, Stratmann, Such, Frau Dr. Vollmer, Volmer und der Fraktion 
DIE GRÜNEN 


Bahnpolitik in Nordrhein-Westfalen - Zur Lage der Zweigstrecken der Deutschen 
Bundesbahn („Nebenbahnen“) 


Die Lage der Eisenbahn in Nordrhein-Westfalen, dem dichtest 
besiedelten Bundesland der Bundesrepublik Deutschland ist 
desolat. Während das Straßennetz in Nordrhein-Westfalen im 
Jahr 1987 einen Umfang von fast 30 000 km erreicht hat und die 
Straßennetzdichte mit 876 km/1 000 qkm Fläche bundesweit die 
Spitzenstellung einnimmt, ist die Entwicklung der Schienenstrek- 
ken der Deutschen Bundesbahn rückläufig. Das DB-Streckennetz 
schrumpfte von 5 647 km im Jahr 1974 auf 5 314 km im Jahr 1986. 
Ein großer Teil davon dient nicht mehr dem Personentransport. 
Veraltete Betriebsanlagen, unzumutbare Fahrpläne und Alibizug- 
paare (der sog. Gesetzeszug) bestimmen häufig das Bild vor Ort. 
Das Personenverkehrsaufkommen im motorisierten Individual- 
verkehr hat sich in Nordrhein- Westfalen seit 1960 fast verdoppelt, 
im öffentlichen Verkehr ist es dagegen seit langem rückläufig. Im 
Güterverkehr sank das Frachtaufkommen der Deutschen Bundes- 
bahn zwischen 1970 und 1986 um fast 30 Prozent. 

Gleichzeitig werden neue Straßen und Autobahnen gebaut, unge- 
brochen wächst der Autoverkehr in den Städten und Gemeinden. 
Nach wie vor verunglücken pro Jahr weit mehr als 100 000 Perso- 
nen auf den Straßen von Nordrhein- Westfalen. Der Flächenver- 
brauch und die anderen Umweltprobleme des Verkehrs steigen 
weiter an. Aufgrund der hohen Luftverschmutzung wird in den 
Ballungsräumen sogar an die Einführung „autofreier Innen- 
städte 11 gedacht. 

Die schnelle und umweltschonende Alternative zum Autoverkehr 
wäre die Bahn. Doch nach Abschluß der Rahmenvereinbarung 
zwischen der Deutschen Bundesbahn (DB) und dem Land Nord- 
rhein-Westfalen stehen weitere Streckenstillegungen (und Über- 
prüfungen) bevor. Selbst wichtige Zubringerstrecken im Randbe- 
reich der Ballungsgebiete können angeblich nicht mehr wirt- 
schaftlich betrieben werden und stehen auf der „Abschußliste 11 
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der Deutschen Bundesbahn. Die nach unserer Ansicht skandalöse 
Praxis beim Abbau der Betriebsanlagen geht weiter - sie hat 
bisher keinen nennenswerten Widerstand erfahren. 

Besonders gravierend wirkt sich die Stillegungspolitik auf die 
Situation der ländlichen Regionen aus: Eifel, Bergisches Land, 
Sauerland, Siegerland und Teile von Münsterland und Ostwest- 
falen-Lippe haben durch den unserer Meinung nach „Kahlschlag 
auf der Schiene" bereits einen wesentlichen Teil ihrer Verkehrs- 
infrastruktur verloren. Durch den Verlust der Zweigstrecken wer- 
den sie auch von der Nutzung des überregionalen Schienenver- 
kehrs der DB (Fernverkehr) weitgehend abgehängt. 

Nachbarländer wie die Niederlande oder die Schweiz aber auch 
nichtbundeseigene Eisenbahnen in der Bundesrepublik Deutsch- 
land demonstrieren zur Zeit mit Erfolg, wie Schienenstrecken 
auch in der sog. Fläche modern und wirtschaftlich betrieben wer- 
den können. Sie leisten einen entscheidenden Beitrag für ein 
sicheres, umweltschonendes und menschliches Verkehrssystem. 
Flächendeckender Schienenverkehr ist keine Utopie, sondern 
konkrete Wirklichkeit. Nach Ansicht der GRÜNEN ist es die 
dringende Aufgabe einer vorsorgenden Umwelt-, Raumordnungs- 
und Verkehrspolitik, die Voraussetzungen dafür zu schaffen. 

Zur Lage der Deutschen Bundesbahn im Land Nordrhein- West- 
falen stellen die GRÜNEN die vorliegende Große Anfrage. 

Wir fragen die Bundesregierung: 

1. Zur Situation der Zweigstrecken („Nebenbahnen") bei der 
Deutschen Bundesbahn 

1.1 Zur Lage: Wie hoch ist der Anteil der DB-Zweigstrecken 
(also der sog. Nebenbahnen, auf denen Schienenpersonen- 
nahverkehr bzw. Güterverkehr betrieben wird) am ge- 
samten Netz der Deutschen Bundesbahn (Anzahl und Länge 
der Zweigstrecken sowie prozentualer Anteil am Gesamt- 
netz)? 

1.2 Zur Entwicklung: Wie hat sich der Bestand der Zweigstrek- 
ken im DB-Netz seit 1960 entwickelt (Anzahl und Länge der 
Nebenbahnen in 3- Jahresabständen)? 

1.3 Zur Planung: Welchen Umfang und welchen Anteil am 
gesamten Netz der Deutschen Bundesbahn haben die in den 
Rahmenvereinbarungen mit den Bundesländern festgeleg- 
ten Stillegungen von Zweigstrecken (sowohl Umstellungen 
als auch Überprüfungen)? 

1.4 Zum Betrieb: Welche durchschnittlichen Betriebskosten je 
Zugkilometer verursacht der Betrieb von DB-Zweigstrecken 
derzeit 

— mit Wendezügen, die mit Loks der Baureihe 218 bespannt 
sind, 

— mit vorhandenen alten Triebwagen der Baureihe 798 
(Schienenomnibusse) , 

— mit umgebauten, modernisierten Schienenomnibussen 
( „ Chiemgau-Bahn " ) , 
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— mit vorhandenen alten Triebwagen der Baureihe 515/815 
( „ Akku-Triebwagen " ) , 

— mit neuen Triebwagen der Baureihe 627, 

— mit neuen Triebwagen der Baureihe 628/928 

— mit neuen Triebwagen der Baureihe VT 2 E (AKN) oder 
der Baureihe NE 81? 

(Angaben jeweils gesondert nach Personalkosten, Betriebs- 
kosten und Kapitalkosten, bei einer mittleren Laufleistung 
von 100 000 km/Jahr und durchschnittlichen Betriebsge- 
schwindigkeiten von 40, 60 bzw. 80 km/h) 

1.5 Wie sehen die derzeitigen mittelfristigen Pläne der Deut- 
schen Bundesbahn zur Beschaffung von Fahrzeugen für den 
Schienenpersonennahverkehr aus? Ist über den Antrag der 
Deutschen Bundesbahn, über die bisherige Zahl von 150 
Nahverkehrstrieb wagen 628/928 hinaus weitere 58 dieser 
Züge ab 1990 beschaffen zu dürfen (vgl. Drucksache 
11/4188; Antwort der Bundesregierung auf Frage 9 der Klei- 
nen Anfrage der Fraktion DIE GRÜNEN) vom Bundesmini- 
ster für Verkehr schon entschieden worden? Wenn ja, wie? 
Plant die Deutsche Bundesbahn, darüber hinaus noch wei- 
tere Fahrzeuge dieser Baureihe in den nächsten Jahren zu 
beschaffen? Wird über die Baureihe 628/928 hinaus an die 
Weiterentwicklung/Beschaffung nachgedacht? Wenn ja, 
wann werden diese Fahrzeuge eingesetzt werden können? 
Wenn nein, warum werden keine neuen Fahrzeuge entwik- 
kelt? Teilt die Bundesregierung die Auffassung der Fraktion 
DIE GRÜNEN, daß ein der Baureihe 628/928 entsprechen- 
des Fahrzeug mit elektrischem Antrieb dringend notwendig 
wäre für eine Attraktivitätssteigerung und eine Kostensen- 
kung des Schienenpersonennahverkehrs auf elektrifizierten 
Strecken außerhalb von Ballungsräumen? Welche Konzepte 
verfolgen Bundesregierung und Deutsche Bundesbahn für 
den Schienenpersonennahverkehr in der Fläche auf elektri- 
fizierten Strecken der Deutschen Bundesbahn? 

1.6 Liegen der Bundesregierung Erkenntnisse vor über den 
Kostendeckungsgrad (hinsichtlich der Wegekosten) des 
Schienenverkehrs auf den Zweigstrecken? Wenn ja, welche 
Berechnungen sind das im einzelnen? Werden die Ergeb- 
nisse in die Angebotsplanung im Schienenpersonennahver- 
kehr einbezogen? Wenn nein, warum nicht? Wie verhält sich 
der Wegekostendeckungsgrad der DB-Zweigstrecken im 
Vergleich zu den DB-Fernverkehrsstrecken, im Vergleich 
zum Straßenverkehr insbesondere zum Kostendeckungs- 
grad von Kreis- oder Gemeinde Verbindungsstraßen und im 
Vergleich zum Binnenschiffsverkehr? 

1.7 Wie bewertet die Bundesregierung die Äußerungen der DB- 
Abteilungsleiter G. und H. (Die Bundesbahn, Heft 8/1988), 
nach denen die Rückzugsstrategie der Deutschen Bundes- 
bahn aus dem Schienenpersonennahverkehr keinen Beitrag 
zum Abbau der Fehlbeträge der Deutschen Bundesbahn lei- 
stet, dagegen der Betrieb von Zweigstrecken 
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— kostengünstiger sein kann als der Busverkehr, 

— Marktpotentiale für die Deutsche Bundesbahn sichert 
und im übrigen 

— erst die Legitimation darstellt für die Bundesleistungen an 
die Deutsche Bundesbahn? 

1.8 Wie verträgt sich die Aussage der Bundesregierung in 
Drucksache 11/4188, wonach es nicht zutrifft, „daß Ratio- 
nahsierungsmaßnahmen (bei der DB) unterlassen werden 
mit dem Ziel, Umstellungen oder Stillegungen zu vermei- 
den", mit dem Vermerk der DB-Zentrale Hauptverwaltung 
(Az. PV 3, SPNV 3, Vn 402-2 [VT 798] vom 1. Februar 1988), 
wonach angebotsreduzierende Rationalisierungsmaßnah- 
men auch dann durchzuführen sind, wenn die Modernisie- 
rung von Strecken und Fahrzeugen nachweislich einen posi- 
tiven Einfluß auf das Betriebsergebnis hat? Teilt die Bundes- 
regierung die Auffassung der Fraktion DIE GRÜNEN, daß 
die Deutsche Bundesbahn auf diese Weise ihr Ertrags- 
potential und somit auch ihr Wirtschaftsergebnis vorsätzlich 
verschlechtert? Wurde (wenn ja, wann) seitens der Deut- 
schen Bundesbahn oder der Bundesregierung den Aussagen 
des o. a. Vermerks klar widersprochen? Wenn nein, billigt 
die Bundesregierung damit nicht stülschweigend die Inhalte 
dieses Vermerks? 

1.9 Wie beurteilt die Bundesregierung die nach Auffassung von 
Rechtsexperten rechtswidrige Praxis der Deutschen Bundes- 
bahn, noch während des Ablaufs von Umstellungsverfahren 
nach § 44 Bundesbahngesetz Zweigstrecken im Schienen- 
personennahverkehr nur noch mit einem Zug je Tag und 
Richtung („Gesetzeszug") zu bedienen und damit angeblich 
der Beförderungspflicht nach § 4 BbG und § 4 AEG nachzu- 
kommen? 

1.10 Wie beurteilt die Bundesregierung die Forderungen der 
Deutschen Bundesbahn, für den Weiterbetrieb von Schie- 
nenpersonennahverkehr auf Zweigstrecken finanzielle Zu- 
wendungen der betroffenen Gebietskörperschaften zu ver- 
langen? Existiert eine gesetzliche Grundlage für diese 
Praxis? Ist die Bundesregierung bereit, die Kommunen 
finanziell in die Lage zu versetzen, solche Forderungen auch 
erfüllen zu können? 

1.11 Wie beurteilt die Bundesregierung die Tatsache, daß die 
Deutsche Bundesbahn einerseits im Bundeshaushalt bereit- 
gestellte Mittel nicht abruft (siehe dazu Drucksache 11/3806, 
Antwort der Bundesregierung auf die Fragen 2 und 3 der 
Kleinen Anfrage der Fraktion DIE GRÜNEN, Drucksache 
11/3751) bzw. nicht abrufen darf (siehe dazu Protokoll der 
Abteüungsleiterbesprechung des BMV vom 18. März 1986 - 
anwesend waren u. a. der Bundes verkehrsminister und der 
Parlamentarische Staatssekretär), andererseits aber Investi- 
tionen in Zweigstrecken von der Deutschen Bundesbahn 
nicht durchgeführt werden unter Hinweis auf die damit 
verbundenen Kosten bzw. nur durchgeführt werden, wenn 
sich Dritte an den Kosten beteiligen? 
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1.12 Derzeit werden in der Deutschen Bundesbahn Varianten 
diskutiert für die zukünftige Strategie der Deutschen Bun- 
desbahn im Schienenpersonennahverkehr. 

Welches sind die Eckdaten der einzelnen Strategien, und zu 
welchen Ergebnissen haben die Berechnungen der Deut- 
schen Bundesbahn geführt bezüglich der Entwicklung der 
Fahrgastzahlen und der Auswirkungen der jeweiligen 
Varianten auf das Wirtschaftsergebnis der Deutschen Bun- 
desbahn? Trifft es zu, daß die Variante I ganz ohne Strecken- 
stillegungen auskommt, eine Zunahme der Fahrleistungen 
im Schienenpersonennahverkehr um 50 Prozent vorsieht 
und sich dennoch eine Verbesserung des Wirtschaftsergeb- 
nisses der Deutschen Bundesbahn, d. h. eine Reduzierung 
des Fehlbetrages im Schienenpersonennahverkehr um 
1 Mrd. DM jährlich errechnet? Welche Konsequenzen zieht 
die Bundesregierung aus diesem Rechenergebnis? Müßten 
nicht als Folge dieser Untersuchungen sämtliche Strecken- 
stillegungsverfahren mit einer Ablehnung der Bahnanträge 
enden? Ist die Bundesregierung bereit, alle Streckenstille- 
gungsverfahren zumindest so lange auszusetzen, bis die von 
der Bundesregierung eingesetzte Bahnkommission ihre 
Arbeit beendet hat? Wenn nein, wie begegnet die Bundes- 
regierung dem Vorwurf, daß jetzt mit Streckenstillegungen 
und Streckenrückbau Tatsachen geschaffen werden, an 
denen auch die Bahnkommission nichs mehr ändern kann? 

2. Zur Bedeutung der DB-Zweigstrecken in 
Nordrh ein - Westfal en 

2.1 Wie hat sich das Verkehrsaufkommen in den Geschäftsbe- 
reichen der Deutschen Bundesbahn in Nordrhein-Westfalen 
entwickelt (Angaben ab 1960 im Dreijahreszeitraum) 

— im Schienenpersonenverkehr (jeweils Nah- und Fernver- 
kehr), 

— im Schienengüterverkehr, 

— im Busverkehr, 

— im Gesamtverkehr? 

Mit welcher Verkehrsentwicklung rechnet die Bundesregie- 
rung bzw. die Deutsche Bundesbahn bis zum Jahr 2010 in 
diesem Bundesland (Gesamtverkehr und einzelne Sparten)? 

2.2 Welche Schienenstrecken der Deutschen Bundesbahn wur- 
den im einzelnen seit 1960 in Nordrhein- Westfalen stillge- 
legt? Wie viele Streckenkilometer waren dies jeweils, und zu 
welchem Termin wurde der Betrieb eingestellt? Wie hoch ist 
der Anteil aller bis 1989 stillgelegten Strecken der Deut- / 
sehen Bundesbahn 

— am gesamten Schienennetz, 

— am Schienennetz außer den Fernverkehrsstrecken, 

— am Schienennetz außer Fernverkehrsstrecken und außer- 
halb von Ballungsräumen? 

Wie verlief die Entwicklung im Busverkehr der Deutschen 
Bundesbahn von 1960 bis heute in Nordrhein-Westfalen? 


5 



Drucksache 11/5080 


Deutscher Bundestag -11. Wahlperiode 


Wie viele Schienenstrecken der Deutschen Bundesbahn 
werden heute in Nordrhein-Westfalen noch im Schienenper- 
sonennahverkehr betrieben? Wie viele und welche Strecken 
davon befinden sich im Verfahren zur Umstellung auf Bus- 
bedienung bzw. im Verfahren zur Einstellung des Ge- 
samtverkehrs? Beabsichtigt die Deutsche Bundesbahn noch 
weitere Verfahren zur Um- bzw. Einstellung einzuleiten? 
Wenn ja, für welche Strecken? 

2.3 Wie viele der 150 beschafften Nahverkehrstriebwagen der 
Baureihe 628/928 werden in Nordrhein-Westfalen einge- 
setzt? Wie viele von evtl, noch neu zu beschaffenden VT 
628/928 sollen in Nordrhein-Westfalen eingesetzt werden? 

2.4 Wie verlief die Entwicklung im schienengebundenen Güter- 
verkehr in Nordrhein- Westfalen von 1960 bis heute (An- 
gaben im Dreijahreszeitraum), bezogen auf die Strecken mit 
Güterverkehr (Zahl und Länge in km), 

— auf die Zahl der Güterbahnhöfe, 

— auf die Zahl der Stückgutbahnhöfe, 

— auf die Zahl der Abfertigungsbahnhöfe für Expreßgut, 

— auf die Zahl der Tarifpunkte im Wagenladungs verkehr 
und 

— auf die Zahl der Privatanschlußgleise? 

2.5 Ist der Bundesregierung bekannt, welche Kosteneinsparun- 
gen die Deutsche Bundesbahn durch die Einstellung des 
Reisezugverkehrs auf den Zweigstrecken in Nordrhein- 
Westfalen tatsächlich und nachweisbar realisiert hat? Ist der 
Bundesregierung bekannt, daß die Einstellung des Reise- 
zugverkehrs auf jeden Fall finanzielle Einbußen für die 
Deutsche Bundesbahn mit sich bringt, da nur noch 50 Pro- 
zent der ehemaligen Bahnfahrer/innen nach der Angebots- 
umstellung den Bus benutzen (Schriftenreihe Forschung 
des Bundesministeriums für Raumordnung, Bauwesen und 
Städtebau, Heft 22/78)? Liegen der Bundesregierung Er- 
kenntnisse vor über die Verkehrsentwicklung auf Straßen 
nach der Stillegung parallel verlaufender Bundesbahnstrek- 
ken? Gibt es umgekehrt Erkenntnisse über die Entwicklung 
der Reisendenzahlen auf Schienenstrecken nach dem Bau 
paralleler Bundesstraßen oder Bundesautobahnen? 

2.6 Welche Regionen in Nordrhein- Westfalen sind von den 
Streckenstillegungen im Schienenpersonennahverkehr und 
im Güterverkehr in besonderem Maße betroffen gewesen 
(dargestellt am regionalen Anteil stillgelegter Strecken im 
Vergleich zum regionalen Netz von I960)? Wie hat sich in 
diesen Regionen in der Zeit von 1960 bis heute das Ver- 
kehrsaufkommen auf den Straßen, die Zahl der Straßenver- 
kehrsunfälle, der Flächenverbrauch durch Straßenbau und 
die Luftverschmutzung parallel dazu entwickelt? 

2.7 Welche Konsequenzen hat das Projekt „RZ" („Herstellung 
des durchrationalisierten Zustandes bei der DB") für die 
Deutsche Bundesbahn in Nordrhein-Westfalen? Wie viele 
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und welche Einrichtungen (Strecken, Haltepunkte, Tarif- 
punkte etc.) sind davon betroffen gewesen oder werden in 
den nächsten Jahren davon betroffen? 

2.8 Gibt es Informationen über den jeweiligen Anteil des 
Nahverkehrs an den Betriebseinrichtungen (Betriebswerke, 
Ausbesserungswerke etc.) in Nordrhein- Westfalen? Wie 
viele Beschäftigte der Deutschen Bundesbahn sind in Nord- 
rhein-Westfalen heute insgesamt eingesetzt, wie viele davon 
können dem Nahverkehrsbereich zugerechnet werden? Wie 
hat sich der Personalbestand der Deutschen Bundesbahn im 
Land Nordrhein- Westfalen seit 1960 entwickelt (Angaben 
im Dreijahreszeitraum)? Wie hoch ist der derzeitige Perso- 
nalabbau, wie lauten die mittelfristigen Beschäftigungspro- 
gnosen? 

2.9 Wie viele Personen sind in Nordrhein- Westfalen insgesamt 
im Bereich des Schienenverkehrs beschäftigt - bei der Bahn 
selbst - in der Produktion von Schienenfahrzeugen und der 
Zuheferung von Teilen - bei der Errichtung und/oder dem 
Unterhalt der Bahninfrastruktur und - bei der Erbringung 
von Dienstleistungen für die Bahn? Welchen Anteil an der 
Gesamtbeschäftigtenzahl in Nordrhein- Westfalen macht das 
aus? Wie hoch ist dieser Anteil im Vergleich zu anderen 
Bundesländern und zum Bundesdurchschnitt? Wie hoch ist 
dieser Anteil im Vergleich zur beschäftigungspolitischen 
Bedeutung des Straßen- und Automobilbaus und den ent- 
sprechenden Dienstleistungen für den Straßenverkehr in 
Nordrhein- Westfalen? 

2.10 Hat es seit 1960 eine Wiederaufnahme des Betriebes auf 
einer stillgelegten Strecke im Schienenpersonennahverkehr 
oder im Schienengüterverkehr der Deutschen Bundesbahn 
in Nordrhein- Westfalen gegeben? 

3. Die Verkehrspolitik der Deutschen Bundesbahn und der 
Bundesregierung im Land Nordrhein-Westfalen 

3.1 In welcher Höhe wurden seit 1960 jährlich Investitionen der 
Deutschen Bundesbahn im Land Nordrhein-Westfalen ge- 
tätigt? Welche Investitionssumme entfällt dabei auf 

— den Schienenpersonenfernverkehr, 

— S-Bahnen, 

— sonstigen Schienenpersonennahverkehr in Ballungsräu- 
men, 

— Schienenpersonennahverkehr außerhalb von Ballungs- 
räumen, 

— Busverkehr 

(jeweils getrennt nach Infrastruktur und Fahrzeugen)? Wie 
hoch ist der Anteil dieser Investitionen an den Gesamtinve- 
stitionen der Deutschen Bundesbahn im Bundesgebiet? Wie 
hoch ist der Anteil im Vergleich zum Bevölkerungsanteil des 
Landes Nordrhein-Westfalen? 
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3.2 Wie ist der derzeitige Stand der Umsetzung der Rahmenver- 
einbarung zwischen der Deutschen Bundesbahn und dem 
Land Nordrhein-Westfalen in den Regionalausschüssen so- 
wie deren Arbeitskreisen? 

3.3 Mit welchen Streckenstillegungen muß in Nordrhein-West- 
falen mittelfristig, d. h. nach Ablauf der Garantiebedienung 
der Rahmenvereinbarung von drei Jahren (1991), gerechnet 
werden? 

3.4 Welche Bewertungskriterien werden in den Verfahren nach 
§ 44 BbG zur Angebotsumstellung auf Busbedienung heran- 
gezogen? Werden dabei nur die vorhandenen Fahrgastzah- 
len herangezogen oder wird das nach Sanierungsmaßnah- 
men bei einem attraktiven Angebot erreichbare Reisenden- 
potential ermittelt, so wie es der Beschluß des Deutschen 
Bundestages vom Juni 1985 zum Schienenpersonennahver- 
kehr vorsieht? Bei welchen seit Juni 1985 stillgelegten oder 
derzeit im Verfahren gemäß § 44 BbG befindüchen Bahn- 
strecken in Nordrhein-Westfalen wurde dieses Reisenden- 
potential ermittelt? Wie hoch ist es, und welche Modemisie- 
rungsmaßnahmen wurden jeweils unterstellt? 

3.5 Welche Planungen existieren bei der Deutschen Bundes- 
bahn konkret für den Betrieb der bestehenden und den Be- 
trieb möglicher neuer Zweigstrecken in Nordrhein-West- 
falen? Gibt es konkrete Anwendungsfelder für die „Regio- 
nalbahn" als Systemelement der Bahn im Nah- und Regio- 
nalverkehr? 

3.6 Welche Anbindung des Schienennah- und des Regionalver- 
kehrs an die Neubaustrecke Köln-Frankfurt sehen die der- 
zeitigen Planungen der Deutschen Bundesbahn für die Neu- 
baustrecke vor? 

3.7 Wie ist es nach Ansicht der Bundesregierung mit den Zielen 
der Raumordnung und Landesplanung zu vereinbaren, daß 
Schienenstrecken für den Nah- und Regionalverkehr stillge- 
legt werden, obwohl sie im Landesentwicklungsplan I/II von 
Nordrhein- Westfalen als Entwicklungsachsen 1. Ordnung 
(z. B. Relation Gummersbach - Olpe) oder 2. Ordnung (z. B. 
Relation Wuppertal - Remscheid - Marienheide - Gummers- 
bach) ausgewiesen sind? 

4. Die Politik der Bundesbahndirektionen 
in Nordrhein-Westfalen 

4.1 Zur Kursbuchstrecke 472 Kaarst - Neuss: Durch Vertrag 
vom 9. Oktober 1985 vereinbarten die Deutsche Bundes- 
bahn und der Kreis Neuss eine Defizitübernahme durch den 
Kreis und die Stadt Kaarst in Höhe von 124 000 DM pro Jahr 
sowie den Bau eines neuen Haltepunktes „Erftstraße" auf 
Kosten der Stadt Kaarst. Im Gegenzug verpflichtete sich die 
Deutsche Bundesbahn zur Aufrechterhaltung des Fahrplan- 
angebotes auf dieser Strecke. Mit Schreiben vom 4. Juni 
1985 war die Deutsche Bundesbahn durch den damaligen 
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Bundesverkehrsminister Dr. Dollinger angewiesen worden, 
bis zur endgültigen Entscheidung über die Aufhebung der 
Betriebspflicht für eine DB-Strecke die Verpflichtungen ge- 
mäß § 4 BbG und AEG einzuhalten. 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Tatsache, daß die 
Bundesbahndirektion Köln offenbar für die Erfüllung einer 
gesetzlichen Verpflichtung eine Defizitübemahme von den 
Gebietskörperschaften verlangt hat? 

4.2 Der Kreis Neuss erkundigte sich laut Protokoll der Nahver- 
kehrsausschußsitzung vom 14. November 1985 bei der Bun- 
desbahndirektion Köln danach, welche Kosten ein zusätz- 
liches Zugpaar auf der Strecke Kaarst - Neuss verursachen 
würde, da der Zug zwischen der vorletzten und der letzten 
Fahrt von Neuss nach Kaarst einschließlich Personal eine 
Pause von über einer Stunde auf dem Neusser Betriebsge- 
lände hat. Die Bundesbahndirektion Köln antwortete: „Bei 
Einsatz vorhandener Fahrzeuge und vorhandenen Personals 
lägen die Kosten bei 40 000 DM jährlich. Muß ein neues 
Fahrzeug eingesetzt werden, so entstehen Kosten von ca. 
120 000 DM jährlich." Danach lehnte der Kreis Neuss es ab, 
das zusätzliche Zugpaax zu fordern. 

Auf welcher Grundlage basiert die Angabe der Bundes- 
bahndirektion Köln, daß die Aufnahme eines zusätzlichen 
Zugpaares in das Fahrplanangebot - bei vorhandenem Zug 
und Personal jährlich ca. 40 000 DM kostet? Kann die Bun- 
desregierung bestätigen, daß dies einem Zugkilometerpreis 
von 12 DM entspräche? Wie erklärt die Bundesregierung 
den offensichtlichen Widerspruch dazu, daß aus DB-Unter- 
lagen hervorgeht, daß z. B. bei der Strecke Bonn - Euskir- 
chen die marginalen Kosten bei 3 DM je Zugkilometer he- 
gen. Liegt darin nicht auch ein Verstoß der Bundesbahn- 
direktion Köln gegen § 2 des Vertrages mit dem Kreis Neuss, 
in dem die Bahn sich verpflichtet, bei Änderungswünschen 
des Kreises nur die marginalen Kosten zu berechnen? 

4.3 Warum betreibt die Deutsche Bundesbahn nach wie vor ein 
Stillegungsverfahren nach § 44 BbG für die KBS 472 Kaarst- 
Neuss, obwohl zahlreiche Gutachten (u. a. Prof. Kimmes- 
kamp, TH Aachen 1983, zuletzt Ingenieurbüro Schlegel- 
Spiekermann, 1988) zu dem Ergebnis gekommen sind, daß 
an dieser Strecke ein Fahrgastpotential von mehr als 2 850 
Reisenden/Tag zu erreichen und damit ein wirtschaftlicher 
Betrieb zu realisieren ist und obwohl sich das Land Nord- 
rhein-Westfalen zusammen mit den betroffenen Städten und 
Kreisen bereit erklärt hat, ein Konzept für eine Citybahn von 
Kaarst nach Mettmann zu erstellen und sich an den Investi- 
tionskosten zu beteiligen? 

4.4 Liegen der Bundesregierung Erkenntnisse vor, wie sich für 
den Fall, daß der Schienenpersonennahverkehr auf der 
Kursbuchstrecke 472 Kaarst-Neuss tatsächlich eingestellt 
werden würde, die Verkehrsverhältnisse auf den parallel 
verlaufenden Autobahnen A 52/A 57 entwickeln würden? Ist 
der Bundesregierung bekannt, daß diese Straßen schon 
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heute des öfteren überlastet sind, so daß eine attraktive, 
modernisierte Kaarster Bahn eine sinnvolle Alternative dar- 
stellen würde? 

4.5 Zur Kursbuchstrecke 412 (Remscheid-Lennep - Wipper- 
fürth-Ost): Trifft es zu, daß die Deutsche Bundesbahn in 
ihrem Antrag zur Umstellung des Angebots auf Busbedie- 
nung die Zahl der Schülerfahrkarten mit 195 viel zu niedrig 
angegeben hatte und tatsächlich einschließlich der Kombi- 
nation Bahn/Bus insgesamt 664 Schülerfahrkarten ausgege- 
ben worden waren? Hält die Bundesregierung im nachhin- 
ein die erteilte Genehmigung und die Angebotsumstellung 
nach wie vor für gerechtfertigt? 

4.6 Warum wurde ein Planungs- und Betriebskonzept der Deut- 
schen Bundesbahn (damalige BD Wuppertal) vom 4. Juli 
1969 zur Sanierung der Kursbuchstrecke 412 sowie für 
den gesamten Eisenbahnverkehr im Bergisch-Märkischen 
Raum, das auch klare Berechnungen enthielt, nicht umge- 
setzt und noch nicht einmal in die laufende Diskussion 
eingebracht? Wieso konnte trotz eines existierenden Kon- 
zeptes der überwiegende Teil der Zweigstrecken in dieser 
Region von der Deutschen Bundesbahn unter Hinweis auf 
hohe Kosten und fehlende Konzepte stillgelegt werden? 

4.7 Am 1. April 1986 verfügte die Bundesbahndirektion Köln 
den Rückbau des Streckenabschnitts Wipperfürth-Marien- 
heide der ehemaligen Kursbuchstrecke 412 (Remscheid- 
Lennep nach Marienheide) im Zeitraum vom 20. bis 31. Ok- 
tober 1986. Am 5. August 1986 machte das Eisenbahn- 
museum Brügge/Westfalen für diesen Streckenabschnitt 
einen Kaufantrag. Betriebsfähige Fahrzeuge waren vor- 
handen. 

Ist dem Bundesministerium für Verkehr bekannt, daß die 
Bundesbahndirektion Köln als Voraussetzung für den Be- 
ginn von Verkaufsverhandlungen eine Sicherheit in Höhe 
einer halben Million DM verlangte und zur Bedingung 
machte, daß im Falle eines Scheiterns der Verkaufsverhand- 
lungen der Rückbau der Strecke durch Unternehmer bezahlt 
werden müsse? Wie begründet die Deutsche Bundesbahn 
ihre Forderungen, die letztlich dazu geführt haben, daß der 
Kaufantrag zurückgezogen wurde? Wieviel kostete der 
Rückbau der Strecke Wipperfürth - Marienheide der ehe- 
maligen Kursbuchstrecke 412? 

4.8 Wie beurteilt die Bundesregierung die Tatsache, daß eine 
Reise mit der Deutschen Bundesbahn (Bus) von Remscheid- 
Lennep nach Gummersbach heute fahrplanmäßig 80 Minu- 
ten dauert, exakt soviel wie im Jahr 1914 (!) mit dem Zug? 
Hält die Bundesregierung bei einem derartigen Angebot 
den Busverkehr tatsächlich für einen gleichwertigen Ersatz 
für den Schienenverkehr und für eine akzeptable Alter- 
native zum Autoverkehr? 

4.9 Kursbuchstrecke 402 (Wuppertal-Elberfeld - Wuppertal- 
Cronenberg): Durch Verfügung der DB-Regionalabteilung 
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Düsseldorf vom 23. Februar 1988 wurde diese Strecke „aus 
sicherheitstechnischen Gründen" stillgelegt. 

Wieso hat der Bundesminister für Verkehr früher nicht nach- 
haltiger darauf hingewirkt, daß die Deutsche Bundesbahn 
ihre gesetzliche Verpflichtung zur Erhaltung der Anlage in 
betriebssicherem Zustand auch erfüllt, so daß es nicht zu 
einer Sperrung aus sicherheitstechnischen Gründen hätte 
kommen müssen? Lag es an der Deutschen Bundesbahn, 
daß keine finanziellen Mittel zur Erhaltung der Betriebs- 
sicherheit beantragt worden waren oder daß eine Sanierung 
nie ernsthaft beabsichtigt worden war, oder lag es an der 
Bundesregierung, daß die notwendigen finanziellen Mittel 
nicht bewilligt wurden? 

5. Perspektiven der Bahnpolitik in Nordrhein-Westfalen 

5.1 Gibt es bei der Bundesregierung bzw. bei der Deutschen 
Bundesbahn Überlegungen für ein umfassendes Programm 
zur Modernisierung von Eisenbahn-Zweigstrecken, zum 
Umbau vorhandener bzw. zur Beschaffung neuer Trieb- 
wagen und zur Realisierung eines flächendeckenden Schie- 
nenverkehrskonzeptes in Nordrhein- Westfalen? Wenn nein, 
warum wird angesichts des Verkehrs Wachstums in diesem 
Bundesland nicht an eine schnelle und wirksame Entlastung 
des Straßenverkehrs durch die Schiene gedacht? 

5.2 Welchen Finanzbedarf hätte ein solches Programm zur 
Modernisierung von Eisenbahn-Zweigstrecken, zum Umbau 
vorhandener bzw. zur Beschaffung neuer Triebwagen und 
zur Realisierung eines flächendeckenden Schienenver- 
kehrskonzeptes in Nordrhein-Westfalen? Welche Zweig- 
strecken sollten nach Auffassung der Bundesregierung vor- 
rangig in ein solches Programm aufgenommen werden? 

5.3 Welche konkreten Anforderungen an Organisation und 
Finanzierung hätte die Realisierung eines solchen Schienen- 
verkehrskonzeptes? Sollte sich das Land Nordrhein-West- 
falen sowie die betroffenen Gebietskörperschaften nach An- 
sicht der Bundesregierung an dieser Aufgabe beteiligen? 
Denkt die Bundesregierung im Rahmen einer Neuorganisa- 
tion der Deutschen Bundesbahn auch an die Übertragung 
ganzer Unternehmensteile (z. B. Schienennah- und Regio- 
nalverkehr) an die Länder oder an nicht-bundeseigene 
Eisenbahnen? 

5.4 Ist der Bundesregierung bekannt, daß ein maßgeblicher 
Anteil der bundesdeutschen Waggonbauindustrie (D., Düs- 
seldorf/Uerdingen; W., Siegen; T. r Aachen) seinen Sitz in 
Nordrhein-Westfalen hat? Welche regionale Beschäfti- 
gungswirkung hätte ein solches Eisenbahn-Modernisie- 
rungsprogramm auf Fahrzeugbau, Infrastruktur- und Zulie- 
ferbereich in Nordrhein-Westfalen? 

5.5 Welche Konsequenzen für den Schienenverkehr der Deut- 
schen Bundesbahn in Nordrhein- Westfalen haben die posi- 
tiven Erfahrungen, die „Angebotsverbesserungen im Schie- 
nenpersonennahverkehr" (so der Titel einer Untersuchung 
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der Studiengesellschaft Nahverkehr im Auftrag des Bundes- 
ministeriums für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau) 
gemacht werden konnten? 

5.6 Gibt es bei der Deutschen Bundesbahn Überlegungen, dem 
sog. Karlsruher Modell folgend, zur besseren Anbindung der 
Ballungsräume an den öffentlichen Verkehr auch in Nord- 
rhein-Westfalen DB-Strecken und Stadtbahnstrecken zu 
verknüpfen und mit modernen Zweisystem-Fahrzeugen zu 
betreiben, um durch die direkte Führung dieser Strecken in 
die Zentren der großen Städte den Standortnachteil abgele- 
gener Bahnhöfe zu korrigieren? Gibt es bei der Deutschen 
Bundesbahn kurzfristig die Absicht, auch in Nordrhein- 
Westfalen Zweigstrecken nach dem Muster der „Chiemgau- 
bahn“ zu modernisieren und mit vorhandenem, umgebau- 
tem Rollmaterial (alte Triebwagen der BR 798) auszustatten? 
Plant die Deutsche Bundesbahn, neue Nahverkehrs trieb- 
wagen der Baureihe 638 („Pendolino") zur Verbesserung 
der Leistungsfähigkeit des Schienenverkehrs auch auf kur- 
venreichen Strecken in Nordrhein-Westfalen einzusetzen? 

5.7 Wie beurteilt die Bundesregierung die Forderungen der 
Bezirksplanungsräte in Nordrhein-Westfalen zur Einführung 
des Systemelementes „ Regionalbahn " und nach Wieder- 
inbetriebnahme stillgelegter Zweigstrecken, wie z. B. der 
Strecke Essen-Heiligenhaus - Velbert - Wuppertal, deren 
Wiederinbetriebnahme der Bezirksplanungsrat beim Regie- 
rungspräsidenten Düsseldorf wegen der bisher unzurei- 
chenden ÖPNV-Erschließung dieses Raumes, der Über- 
lastung des Stadtstraßennetzes und der ausgeprägten Pend- 
lerströme in die benachbarten Oberzentren für notv/endig 
hält (BPR- Vorlage vom Oktober 1988)? 

5.8 Welche konkreten Auswirkungen hat das geplante Konzept 
der Bundesregierung zur Gestaltung des ÖPNV in der 
Fläche für das Land Nordrhein- Westfalen? Wie beurteilt die 
Bundesregierung die bisherigen Ergebnisse des „Modellver- 
suchs Lippe“ zur Gestaltung des SPNV in einem ausgewähl- 
ten ländlichen Raum? Wie beurteilt die Bundesregierung die 
in dem genannten Modellversuch angewandte Praxis, Mit- 
tel nach dem Gemeindeverkehrsfinanzierungsgesetz auch 
außerhalb des S-Bahn-Bereichs, und zwar für City-Bahnen 
oder Regionalbahnen, einzusetzen? Könnte diese Vor- 
gehensweise generell einen Beitrag zur Finanzierung not- 
wendiger Modernisierungs-Investitionen an Zweigstrecken 
leisten? 

5.9 Ist der Bundesregierung die Resolution der Horber Schie- 
nentage von 1986 bzw. 1988 bekannt („Horber Manifest"), 
wonach das „Regionalbahnkonzept Ostwestfalen-Lippe " 
der „Initiative für einen besseren Nahverkehr Bielefeld" in 
dieser Region als Pilotprojekt modellhaft umgesetzt werden 
sollte? Wie beurteilt die Bundesregierung die Realisierungs- 
chancen solcher Entwürfe, was kann die Deutsche Bundes- 
bahn zu ihrer Umsetzung beitragen? 
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5.10 Welche Mindeststandards sollten nach Ansicht der Bundes- 
regierung vom öffentlichen Personennahverkehr, und hier 
insbesondere vom Schienenpersonennahverkehr, in den 
ländlichen Regionen verwirklicht werden, um der Zielset- 
zung von Raumordnung und Landesplanung nach gleich- 
wertigen Lebensbedingungen in allen Teilen des Bundesge- 
bietes zu entsprechen? 

Bonn, den 16. August 1989 

Weiss (München) 

Frau Rock 
Dr. Briefs 
Frau Hillerich 
Dr. Knabe 
Frau Nickels 
Stratmann 
Such 
Volmer 

Dr. Lippelt (Hannover), Frau Oesterle-Schwerin, Frau Dr. Vollmer und Fraktion 
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